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Weiterbildungspolitik
Der Bundesrat verspielt seinen Handlungsspielraum
In der Sitzung vom 25. März 2009 hat sich der Bundesrat geweigert, zum Bericht zur neuen Weiterbildungspolitik Stellung zu nehmen. Damit hat er den Beginn der Arbeit an einem Weiterbildungsgesetz ein weiteres Mal hinausgeschoben. Aus Sicht von Travail.Suisse ein grosser Fehler! Denn Weiterbildung wird gesellschafts- und wirtschaftspolitisch ein strategisch immer wichtigerer Politikbereich. Fünf starke Gründe, warum der Bundesrat die Weiterbildungspolitik nicht verschlafen sollte.
1. Eine gute Koordination verhindert Leerläufe

Die Schweiz verfügt heute über kein Weiterbildungsgesetz, sondern nur über Regelungen in vielen verschiedenen Gesetzen. Eine Koordination über alle Bereiche hinweg fehlt. Auch die minimale Koordination der Weiterbildung über die Dachverbände der Weiterbildung steht auf schwachen Füssen. Denn die finanzielle Unterstützung dieser Verbände ist nicht gesetzlich gesichert, sondern hängt immer wieder vom Goodwill des Parlamentes ab, das schon zweimal Streichungen durch das Bundesamt für Kultur rückgängig machen musste. Durch sein Verhalten verunmöglicht der Bundesrat die Schaffung der notwendigen Koordination auf nationaler Ebene wie auch zwischen Bund und Kantonen und leistet damit Leerläufen Vorschub. 
2. Weiterbildung kann ein wichtiges Instrument zur Bewältigung von wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Problemen und Veränderungen sein
Gerade die heutige Wirtschaftskrise macht deutlich, dass die schweizerische Weiterbildungspolitik über keine Instrumente verfügt, die zur Problemlösung oder Problemminderung eingesetzt werden können. Ganz anders die Berufsbildung. Sie hat angesichts der Lehrstellenkrise in den letzten Jahren verschiedene Massnahmen entwickelt und erprobt, die sie heute – zum Glück - einsetzen kann. Mit der Verweigerung, ein Weiterbildungsgesetz zu schaffen und den Bericht der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, erschwert der Bundesrat die Diskussion und die Entwicklung innovativer Ideen.   
3. Lösungen für das demografische Problem sind heute, nicht morgen zu finden

Im Wachstumsbericht des Bundesrates wird auf die Bedeutung der Weiterbildung für die wirtschaftliche Entwicklung hingewiesen
. Vor allem das demografische Problem wird der Wirtschaft noch zu schaffen machen. Der Bundesrat anerkennt daher die Notwendigkeit von Massnahmen für ältere Arbeitnehmende, um deren Beschäftigungsfähigkeit durch Weiterbildung zu erhalten. Indem der Bundesrat aber die Arbeit am Weiterbildungsgesetz ständig hinausschiebt, kommt er in Gefahr, aus einem lösbaren ein schwer lösbares Problem zu machen. 
4. Weiterbildungspolitik ist ein wichtiger Beitrag zur Entlastung des Sozialstaates

Bildung und Weiterbildung spielen eine zentrale Rolle bei der Entwicklung der Selbständigkeit, Anpassungsfähigkeit und Innovationsfähigkeit: Alles wichtige Kompetenzen, um Personen eine gute Integration in die Arbeitswelt zu ermöglichen und zu erhalten. Gut ausgebildete Arbeitnehmende sind fähig, sich den Entwicklungen ihres Berufes anzupassen oder sogar eine grundsätzliche berufliche Neuorientierung vorzusehen, ohne dabei den Boden unter den Füssen zu verlieren. Durch Weiterbildung kann daher der Sozialstaat entlastet werden. Das Ziel der Weiterbildungspolitik muss es insbesondere sein, den Zugang zur Weiterbildung auch für so genannt bildungsferne Schichten zu erleichtern. Indem der Bundesrat die Diskussion über eine zukünftige Weiterbildungspolitik verweigert, gibt er den wichtigen Trumpf aus der Hand, durch eine gezielte Weiterbildungspolitik den Sozialstaat zu entlasten. 
5. Fehlende Führung – fehlende Gestaltungsmöglichkeiten!
Mit der Annahme des Artikels 64a der Bundesverfassung wurde dem Bundesrat die Aufgabe übertragen, ein Weiterbildungsgesetz zu schaffen. Durch seine Verweigerung, die Arbeit am Weiterbildungsgesetz anzupacken, nimmt der Bundesrat seine Führungsverantwortung nicht wahr.  Die Frage stellt sich, ob die Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur  die Gesetzesarbeit in die Hand nehmen soll. Gelingt es ihr, dafür eine Mehrheit zu finden, verliert der Bundesrat seine Gestaltungsmöglichkeiten. Scheitert hingegen ein solches Projekt, so werden politische Schäden entstehen, die auch dem Bundesrat die Arbeit an einem Weiterbildungsgesetz erschweren werden. Durch sein gegenwärtiges Verhalten verspielt er daher seinen Handlungsspielraum.  
Bruno Weber-Gobet, Leiter Bildungspolitik, Travail.Suisse 
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